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Thema: 
 
 
Prüfung bestehender Regelungen - Deregulierung des bestehenden Satzungsrechtes 
 
 
In der Sitzung des Verwaltungsausschusses am 29. August 2003 wurde im Rahmen der Behandlung 
des A0069/03 – Prüfung bestehender Regelungen – festgelegt, dass die Verwaltung die IHK, die 
Handwerkskammer, die Kreishandwerkerschaft und die Stadtratsfraktionen auffordert, zur 
Deregulierungsoffensive zum Abbau investitionshemmender Vorschriften in Bezug auf das örtliche 
Satzungsrecht Stellung zu nehmen und Vorschläge zu unterbreiten.  
 
Die entsprechenden Anschreiben haben zu folgenden Ergebnissen geführt: 
 
Von den zur Positionierung aufgeforderten Kammern haben die IHK und die Handwerkskammer 
Magdeburg geantwortet. Die Kreishandwerkerschaft hat keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Die Deregulierungsoffensive wird von der Handwerkskammer unterstützt , konkrete Vorschläge 
werden aber nicht unterbreitet. Vielmehr wird die Hauptproblematik in den bestehenden Barrieren 
zur Beschaffung und Ausreichung von Darlehen für Existenzgründer und existierende 
Handwerksbetriebe gesehen. 
 
Die IHK begrüßt die Zielsetzung der Offensive und möchte diesen Prozeß aktiv begleiten. 
Aufgrund der Komplexität des Satzungsrechtes und der Wechselwirkung zwischen Satzungsrecht 
und Haushaltssituation der Stadt wird angeregt, entsprechende Handlungsfelder in Arbeitskreisen 
zu erörtern, zumal dies ohnehin als Daueraufgabe und damit als ein kontinuierlicher Prozeß 
angesehen wird. Konkrete Ansatzpunkte sieht die IHK im Zuge der Novellierung der Bauordnung. 
In der Stellungnahme zu den Entwürfen der Bauordnung wurde schwerpunktmäßig der Wegfall des 
Stellplatznachweises und der Stellplatzablöse gefordert. Insofern verweist die IHK Magdeburg 
hinsichtlich der Deregulierungsoffensive der Stadt auf die Notwendigkeit der Überprüfung der 
Garagen- und Stellplatzsatzung, der Garagen- und Stellplatzverzichtssatzung sowie der 
Stellplatzablösesatzung. Die Prüfung sollte dabei den Wegfall des Stellplatznachweises und der 
Stellplatzablöse umfassen, zumindest aber die Senkung der Ablösebeträge. Um die für die 
Wirtschaft entstehende Folgen bereits im Satzungsverfahren zu ermitteln und in die Erarbeitung der 
Satzungsentwürfe einzubeziehen, hält die IHK die Betrauung einer Dienststelle mit der zusätzlichen 
Aufgabe eines „Bürokratie-TÜV“, z. B. im Wirtschaftsdezernat, für sinnvoll. Die Wirtschaft 
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mittelbar oder unmittelbar belastende Satzungen sollten auf nicht mehr als 4 bis 5 Jahre befristet 
werden.  
 
Von den angeschriebenen Stadtratsfraktionen hat lediglich die FDP einen Vorschlag zur 
Beseitigung von investitionshemmenden Vorschriften abgegeben. Auch sie befürwortet die 
Abschaffung der Stellplatzablöseregelung. Sie vertritt die Meinung, dass aufgrund der derzeitigen 
wirtschaftlichen Situation auf diese Regelung zugunsten der Wirtschaftsentwicklung verzichtet 
werden sollte. 
 
Weitere Hinweise und Anregungen liegen der Verwaltung zur „Deregulierungsoffensive“ nicht vor. 
 
Als Resümee ist festzuhalten, dass als besonders investitionshemmend das örtliche Satzungsrecht 
zur Regelung des Stellplatznachweises und der Stellplatzablöse erkannt worden ist. Im übrigen wird 
aufgrund der Komplexität des Satzungsrechtes die Bildung von fachgebietszogenen Arbeitskreisen 
befürwortet, in denen mit Vertretern der einzelnen Interessenverbänden, wie z. B. der IHK, das 
Satzungrecht einer entsprechenden Prüfung und Überarbeitung unterzogen wird.    
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